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Begegnungshavarie  
im Nebel

Die Verhaltensregeln des §§ 6.32 RhSchPV sind abschließend, solange keine besonderen Umstände über diesen Pflichtenkatalog hi-
naus zum Beispiel eine Pflicht zum Aufdrehen und Verlassen der Fahrrinne begründen. Eine bevorstehende Begegnung zweier Schif-
fe auf dem Rhein ist generell auch bei unsichtigem Wetter und Radarfahrt keine Gefahrensituation, die nach allgemeiner Sorgfalts-
pflicht ein Verlassen der Fahrrinne gebieten könnte.

Eine Kursänderung des Bergfahrers ist zulässig, solange ein geeigneter Talweg freigehalten wird. Der Talfahrer trägt die Beweislast 
für die Behauptung, eine Kursweisung sei über Funk zu spät angesagt worden, um den gewiesenen Weg zu nehmen.

Will das Berufungsgericht, die Bekundungen eines Zeugen anders verstehen oder würdigen als die Vorinstanz, ist die Zeugenver-
nehmung zu wiederholen. Die Verfahrensordnung der Berufungskammer der Rheinzentralkommission erlaubt es, in einem solchen 
Fall die Sache an das Gericht erster Instanz zur neuen Entscheidung zurückzuverweisen. 

Urteil der Berufungskammer der Zent-
ralkommission für die Rheinschifffahrt 
vom 31. Oktober 2019, Az.: 519 Z – 3/19 
(Rheinschiffahrtsgericht St. Goar, Az.: 4 C 
2/17 BSchRh)

Aus dem Tatbestand:
Die Parteien streiten über die die Verant-
wortlichkeit für eine Schiffskollision, die 
sich am 23. November 2016 kurz nach 
7 Uhr bei Rheinkilometer 608,7 ereignete.

Beteiligte waren das TMS »Renate« 
(110 m lang, 9,50 m breit, Tragfähig-
keit 2149 t, Maschinenleistung 1280 PS), 
das von Schiffsführer H geführt wur-
de und sich leer mit einem Tiefgang 
von 1,23 m auf der Talfahrt nach Rot-
terdam befand, und das MS »Dundee« 
(110 m lang, 10,45 m breit, Tragfähigkeit 
2595 t, Maschinenleistung 1115 PS), das 
von Schiffsführer Y geführt wurde und 
beladen mit 1300 t Kunstdünger und ei-
nem Tiefgang von ca. 2,5 m auf der Fahrt 
von Antwerpen nach Kehl war.

Die Klägerin ist der Schiffsversicherer 
des TMS »Renate«. Sie hat dessen Aus-
rüster L wegen des streitgegenständli-
chen Unfalls Deckung gewährt und den 
Schaden reguliert. Mit der Klage nimmt 
sie die Beklagte zu 1 als Ausrüsterin und 
den Beklagten zu 2 – Schiffsführer Y – 
aus übergegangenem und abgetretenem 
Recht auf vollen Ersatz des entstandenen 
Schadens, den sie mit 184.377,57 € bezif-
fert, in Anspruch.

Zum Unfallzeitpunkt herrschte Dun-
kelheit und Nebel mit Sichtweiten um 
100 bis 150 m. Beide Fahrzeuge fuhren 
mit Radar …

TMS »Renate« wollte in Weißenthurm 
anlegen und fuhr aus diesem Grund mit 
zunächst geringer Geschwindigkeit am 
linksrheinischen Fahrrinnenrand zu Tal. 
Weil alle Anlegestellen belegt waren ent-
schloss Schiffsführer H sich, rechtsrhei-
nisch im Neuwieder Stromarm vor Anker 
zu gehen. Er fuhr deshalb weiter am grü-

nen Tonnenstrich talwärts, um unterhalb 
des Weißenthurmer Werthes über Steu-
erbord aufzudrehen.

Beim Passieren der Straßenbrücke Wei-
ßenthurm-Neuwied (Rheinkilometer 
607,7) bemerkte Schiffsführer H auf dem 
Tresco-Bildschirm in ca. 1.500 m Entfer-
nung einen Bergfahrer (MS »Dundee«), 
den er in der Folgezeit über Funk an-
sprach und um eine Begegnung Steuer-
bord an Steuerbord bat, weil er unterhalb 
des Weißenthurmer Werthes aufdrehen 
wolle. Wie oft Schiffsführer H den Berg-
fahrer ansprach und wann und wie die-
ser reagierte, ist streitig …

TMS »Renate« fuhr weiter am grünen 
Tonnenstrich zu Tal. MS »Dundee«, das 
bis dahin etwa in der Strommitte ge-
fahren war, verlegte seinen Kurs nach 
Steuerbord, als die Fahrzeuge sich auf 
etwa 300 m Kopf zu Kopf genähert hat-
ten. Gleichzeitig steuerte Schiffsführer 
H über den grünen Tonnenstrich hinaus 
nach Backbord um MS ‚Dundee« auszu-
weichen Bei Rheinkilometer 608,7 kolli-
dierten die Schiffe dergestalt, dass MS 
»Dundee« in einem Winkel von ca. 60° 
mit dem Bug gegen die Steuerbordseite 
des TMS »Renate« stieß …

Mit Urteil vom 25. Oktober 2018 hat das 
Rheinschifffahrtsgericht der Klage im 
Wesentlichen zu 2/3 stattgegeben …

Zur Begründung hat es im Wesentlichen 
ausgeführt: …

Der Bergfahrer habe entgegen 
§ 6.32 Nr. 2 RheinSchPV keine rechtzeiti-
ge Absprache über Funk getroffen, weil 
er auf mehrfaches Anrufen der Talfahrt 
nicht reagiert habe. Dies ergebe sich zur 
Überzeugung des Gerichts aus der Zeu-
genvernehmung im Verklarungsverfah-
ren. Sowohl Schiffsführer H als auch die 
drei weiteren Besatzungsmitglieder des 
TMS »Renate« hätten übereinstimmend 
und glaubhaft bekundet, dass Schiffsfüh-
rer Y erst auf die vierte Funkansprache 

Schiffsführer Hs reagiert und dann eine 
Begegnung Backbord an Backbord ver-
langt habe, obwohl es dafür bereits viel 
zu knapp gewesen sei …
Den vierten Funkspruch habe Schiffs-
führer H abgesetzt als er die Kursände-
rung des Bergfahrers nach Steuerbord 
bemerkt habe. Die Entfernung der Schif-
fe Bug zu Bug habe hier maximal noch 
300 m betragen. Nach den Ausführun-
gen des Sachverständigen sei diese Si-
tuation für eine gefahrlose Begegnung 
Steuerbord an Steuerbord schon kritisch 
gewesen, weil der Bergfahrer eine Steu-
erbordruderlage eingenommen gehabt 
habe und aus dieser Position einige Zeit 
benötigt hätte, um in eine Backbordposi-
tion zu fahren.
Jedenfalls belegten diese Überlegungen, 
dass es bei der vierten Ansprache durch 
Schiffsführer H, auf die Schiffsführer Y 
erstmals reagiert habe, für eine gefahr-
lose Kursänderung schon fast zu spät ge-
wesen sei und die unterbliebene Reaktion 
des Schiffsführers Y auf die Funkanspra-
che des Talfahrers diese Situation verur-
sacht habe. Wenn Schiffsführer Y fluss-
mittig geradeaus weitergefahren wäre, 
ohne Steuerbordruder zu legen, hätte 
die Begegnung gefahrlos Steuerbord an 
Steuerbord stattfinden können.
Somit sei gerade die Kursänderung des 
Bergfahrers für die Kollision ursächlich 
gewesen …
Schließlich stelle dies alles einen Verstoß 
gegen das allgemeine Rücksichtnahme-
gebot gemäß §  1.04 RheinSchPV dar. 
Wenn Schiffsführer Y früher auf die Funk-
sprüche Schiffsführer Hs reagiert hatte, 
wäre die Gefahr problemlos vermeidbar 
gewesen, denn dann hätte sich der Talfah-
rer zwanglos und in einem angemessenen 
Zeitrahmen auf die gewünschte Begeg-
nung einstellen können. Durch seine ver-
spätete Reaktion auf die Funksprüche des 
Talfahrers und die erkennbar zu spät ein-
geleitete Ausweichbewegung nach Steu-

»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK
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erbord habe Schiffsführer Y die Schiffs-
kollision im Wesentlichen verursacht.
Andererseits sei zu berücksichtigen, dass 
der Talfahrer nach den nachvollziehbaren 
Überlegungen des Sachverständigen B 
ohne Not vor der Begegnung mit dem 
Bergfahrer hätte aufdrehen und in den 
Neuwieder Strom einfahren können. Ge-
rade weil der Bergfahrer sich auf mehrfa-
ches Anrufen nicht gemeldet habe, wäre 
dies im Hinblick auf § 1.04 RheinSchPV 
zur Vermeidung einer Gefahr geboten 
gewesen. Das Aufdrehen vor der Berg-
fahrt wäre weniger gefährlich gewesen, 
weil dadurch ein weiteres Manöver, näm-
lich eine Begegnung bei schlechter Sicht, 
vermieden worden wäre. Auf dem Radar-
bildschirm und den ECDIS-Aufzeichnun-
gen habe der Talfahrer erkennen können, 
dass kein weiteres Schiff im Revier ge-
wesen sei und der Abstand zur Bergfahrt 
etwa 700 m betragen habe, was nach den 
Ausführungen des Sachverständigen B 
für ein gefahrloses Wendemanöver aus-
gereicht hätte.

Der Fahrfehler des Talfahrers sei aller-
dings weniger gravierend als derjenige 
des Bergfahrers, der durch seine Fahr-
weise gegen mehrere gewichtige Vor-
schriften der Rheinschifffahrtspolizeiver-
ordnung verstoßen habe. Die Verletzung 
des allgemeinen Rücksichtnahmegebots 
sei demgegenüber weit weniger gravie-
rend, so dass eine Haftungsquotelung 
von 1/3 zu 2/3 zu Lasten der Beklagten 
sachgerecht erscheine …

Aus den Entscheidungsgründen:
Die Berufungen der Klägerin und der Be-
klagten sind zulässig. In der Sache füh-
ren sie zur Aufhebung des erstinstanzli-
chen Urteils und zur Zurückverweisung 
der Sache an das Rheinschifffahrtsge-
richt zu neuer Entscheidung.

Die Gewichtung der Verursachungsbei-
träge und des jeweiligen Verschuldens 
der beteiligten Schiffsführer hängt ent-
scheidend davon ab, wie sich der Funk-
verkehr zur Absprache der Begegnung 
gestaltete. Die Angaben der Parteien zu 
dieser Frage stimmen nur darin überein, 
dass der Schiffsführer des zu Tal fah-
renden TMS »Renate« um eine Begeg-
nung Steuerbord an Steuerbord bat, der 
Schiffsführer des Bergfahrers MS »Dun-
dee« dagegen eine Begegnung Backbord 
an Backbord verlangte. Völlig kontrovers 
sind dagegen die beiderseitigen Darstel-
lungen des Funkverkehrs im Einzelnen.

Auch die Aussagen der hierzu im Verkla-
rungsverfahren vernommenen Zeugen 
beider Lager widersprechen einander in 
den entscheidenden Punkten …

Dem protokollierten Inhalt der Aussage 
des Zeugen V ist daher gerade nicht zu 
entnehmen, dass es lediglich mehrere 
unbeantwortet gebliebene Funkdurch-
sagen des Schiffsführers H an die Berg-
fahrt gegeben habe und dass der Berg-

fahrer erst auf die letzte Funkansprache 
reagiert habe, als es für eine Kursände-
rung zu spät gewesen sei.

Auch den Berufungsangriffen der Klä-
gerin hält das angefochtene Urteil 
nicht stand. Die Auffassung des Rhein-
schifffahrtsgerichts, der Klägerin sei 
eine schuldhafte Pflichtverletzung der 
Schiffsführung des TMS »Renate« des-
wegen zuzurechnen, weil Schiffsführer 
H nicht schon vor der anstehenden Be-
gegnung mit dem Bergfahrer aufgedreht 
hat, ist abzulehnen. Ein solches Manöver 
mag in Anbetracht des Abstands und der 
gefahrenen Geschwindigkeiten der bei-
den Fahrzeuge gefahrlos möglich gewe-
sen sein, wie das Rheinschifffahrtsge-
richt im Einklang mit den Ausführungen 
des Sachverständigen B angenommen 
hat. Eine Pflicht der anstehenden Begeg-
nung mit der Bergfahrt auf diese Weise 
aus dem Weg zu gehen, lässt sich indes-
sen nicht begründen. Sie lässt sich ent-
gegen der Auffassung des Rheinschiff-
fahrtsgerichts auch nicht aus der nach 
§ 1.04 RheinSchPV gebotenen allgemei-
nen Sorgfaltspflicht herleiten Die bevor-
stehende Begegnung zweier Schiffe auf 
dem Rhein ist generell keine Gefahrensi-
tuation, die nach allgemeiner Sorgfalts-
pflicht ein Verlassen der Fahrrinne gebie-
ten könnte. Das ist auch bei schlechter 
Sicht nicht anders. Welche Vorsichts-
maßnahmen zur Verhütung von Unfäl-
len bei schlechter Sicht geboten sind, 
ergibt sich für – wie hier – mit Radar fah-
rende Fahrzeuge aus den Verhaltensre-
geln des § 6.32 RheinSchPV, deren Ein-
haltung auch bei unsichtigem Wetter 
eine Kollisionsgefahr so weit wie mög-
lich ausschließt. Geregelt sind dort auch 
die Verhaltenspflichten für den Fall, dass 
eine Begegnungsabsprache über Funk 
nicht zustande kommt. Hiernach muss 
ein Schiff in der Radarfahrt, wenn mit 
den entgegenkommenden Fahrzeugen 
kein Sprechfunkkontakt zustande kommt, 
einen »langen Ton« geben, der so oft wie 
notwendig zu wiederholen ist, sowie sei-
ne Geschwindigkeit vermindern und, 
falls nötig, anhalten (§ 6.32 Nr. 2 Buchst. 
d RheinSchPV). Besondere Umstände, 
die über diesen Pflichtenkatalog hinaus 
eine Pflicht zum Aufdrehen und Verlas-
sen der Fahrrinne zur Vermeidung der mit 
einer Begegnung verbundenen Gefahren 
begründen könnten, sind weder festge-
stellt noch vorgetragen worden und auch 
nicht ersichtlich.

Nach alledem kann das angefochtene 
Urteil mit der gegebenen Begründung 
keinen Bestand haben. Zu einer eige-
nen abschließenden Entscheidung des 
Rechtsstreits sieht sich die Berufungs-
kammer nicht in der Lage …

Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs, der die Berufungs-
kammer folgt, muss das Berufungsge-
richt, wenn es die Bekundung eines Zeu-
gen anders verstehen oder würdigen 

will als die Vorinstanz, die Zeugenver-
nehmung wiederholen (z. B. BGH, Ur-
teil vom 19. 2. 1998 – 1 ZR 20/96: »Eine 
erneute Vernehmung ist nach gefestig-
ter Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs nicht nur dann erforderlich, wenn 
das Berufungsgericht die Glaubwürdig-
keit eines Zeugen anders beurteilen will, 
sondern auch dann, wenn es die proto-
kollierte Aussage anders verstehen oder 
würdigen will als die Vorinstanz.«) …

Dies wiederum führt dazu, dass die ge-
samte Beweisaufnahme wiederholt und 
die Beweise von Grund auf neu gewür-
digt werden müssen. Hierzu kann die 
Berufungskammer die Sache an das Ge-
richt erster Instanz zur neuen Entschei-
dung zurückverweisen (Art. 24 Abs. 3 der 
Verfahrensordnung). Von dieser Mög-
lichkeit macht die Berufungskammer 
Gebrauch …

Sollte die erneute Beweiswürdigung 
nicht ergeben, dass die Kursweisung für 
eine Begegnung Backbord an Backbord 
erst so spät erfolgte, dass eine solche Be-
gegnung nicht mehr durchführbar war – 
die Beweislast dafür trägt der Talfahrer 
(Urteil der Berufungskammer vom 18. 
September 2013-479 Z) -‚ kann die Ver-
legung des Kurses des MS »Dundee« 
nach Steuerbord nicht als unzulässige 
Kursänderung qualifiziert werden. Soll-
te bei erneuter Beurteilung nicht auszu-
schließen sein, dass der Schiffsführung 
des TMS »Renate« nach dem Empfang 
der Kursweisung noch ausreichend Zeit 
und Raum für die Durchführung der ge-
wiesenen Begegnung verblieb, hätte 
dem Talfahrer ein geeigneter Weg für 
die gewiesene Begegnung Backbord an 
Backbord offen gestanden, den der Steu-
erbordkurs des Bergfahrers nicht einge-
schränkt, sondern im Gegenteil noch ver-
größert hätte.

Bei der erneuten Beurteilung und Ge-
wichtung der Verursachungsbeiträge 
und des jeweiligen Verschuldens der be-
teiligten Schiffsführer wird schließlich 
auch zu prüfen sein, wie das Verhalten 
des Talfahrers zu werten ist, der sich der 
Bergfahrt am linksrheinischen Fahrrin-
nenrand mit hoher Geschwindigkeit nä-
herte, ohne – nach den eigenen Angaben 
der Klägerin – auf mehrfache Funkan-
sprache das Einverständnis des Bergfah-
rers mit einer Begegnung Steuerbord an 
Steuerbord erreicht zu haben …

IV.

Aus den dargelegten Gründen wird daher 
für Recht erkannt:

Auf die Berufungen der Klägerin und 
der Beklagten wird das Urteil des Amts-
gerichts – Rheinschifffahrtsgerichts 
– St. Goar vom 25. Oktober 2018 – 4 C 
2/17 BSchRh – aufgehoben.

Die Sache wird zu neuer Entscheidung, 
auch über die Kosten des Berufungsver-
fahrens, an das Rheinschifffahrtsgericht 
zurückverwiesen ….

(Sammlung Seite 2642) Fortsetzung unter www.binnenschifffahrt-online.de 
bis Sammlung S. 2646
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Urteil der Berufungskammer der Zent-
ralkommission für die Rheinschifffahrt 
vom 31. Oktober 2019, Az.: 519 Z – 3/19 
(Rheinschiffahrtsgericht St. Goar, Az.: 4 C 
2/17 BSchRh)
hat die Berufungskammer der Zentral-
kommission für die Rheinschifffahrt in 
Straßburg nach öffentlicher Verhandlung 
vom 30. Oktober 2019, an welcher teilge-
nommen haben die Richter … in Anwe-
senheit der Gerichtskanzlerin … gestützt 
auf Art. 37 und 45bis der Revidierten 
Rheinschifffahrtsakte vom 17.10.1868 in 
der Fassung vom 20.11.1963 sowie des 
Art. III ihres Zusatzprotokolls Nr. 3 vom 
17.10.1979, folgendes Urteil gefällt:
Es wird Bezug genommen auf:
1. �das Urteil des Rheinschifffahrtsge-

richts St. Goar vom 25. Oktober 2018, 
das der Klägerin am 6. November 
2018 und den Beklagten am 12. Novem-
ber 2018 zugestellt worden ist;

2. �die Berufungsschrift der Klägerin vom 
6. Dezember 2018, eingegangen bei 
Gericht am 6. Dezember 2018;

3. �die Berufungsbegründungsschrift der 
Klägerin vom 4. Januar 2019, einge-
gangen bei Gericht am 4. Januar 2019;

4. �die Berufungsschrift der Beklagten 
vom 21. November 2018, eingegangen 
bei Gericht am 22. November 2018;

5. �die Berufungsbegründungsschrift der 
Beklagten vom 19. Dezember 2018, ein-
gegangen bei Gericht am 20. Dezem-
ber 2018;

6. �die Berufungserwiderungsschrift der 
Beklagten vom 5. Februar 2019, ein-
gegangen bei Gericht am 12. Febru-
ar 2019;

7. �die Berufungserwiderungsschrift der 
Klägerin vom 21. Februar 2019, ein-
gegangen bei Gericht am 22. Febru-
ar 2019;

8. �die Akten 4 C 2/17 BSchRh des Rhein-
schifffahrtsgerichts St. Goar;

9. �die Verklarungsakten 4 UR 111/16 BSch 
des Schifffahrtsgerichts St. Goar. Die 
genannten Akten haben der Beru-
fungskammer vorgelegen.

Tatbestand
Die Parteien streiten über die die Verant-
wortlichkeit für eine Schiffskollision, die 
sich am 23. November 2016 kurz nach 
7 Uhr bei Rheinkilometer 608,7 ereignete.
Beteiligte waren das TMS »Renate« 
(110 m lang, 9,50 m breit, Tragfähig-
keit 2149 t, Maschinenleistung 1280 PS), 
das von Schiffsführer H geführt wur-
de und sich leer mit einem Tiefgang 
von 1,23 m auf der Talfahrt nach Rot-
terdam befand, und das MS »Dundee« 
(110 m lang, 10,45 m breit, Tragfähigkeit 
2595 t, Maschinenleistung 1115 PS), das 
von Schiffsführer Y geführt wurde und 
beladen mit 1300 t Kunstdünger und ei-
nem Tiefgang von ca. 2,5 m auf der Fahrt 
von Antwerpen nach Kehl war.
Die Klägerin ist der Schiffsversicherer 
des TMS »Renate«. Sie hat dessen Aus-

rüster L wegen des streitgegenständli-
chen Unfalls Deckung gewährt und den 
Schaden reguliert. Mit der Klage nimmt 
sie die Beklagte zu 1 als Ausrüsterin und 
den Beklagten zu 2 – Schiffsführer Y – 
aus übergegangenem und abgetretenem 
Recht auf vollen Ersatz des entstandenen 
Schadens, den sie mit 184.377,57 € bezif-
fert, in Anspruch.
Zum Unfallzeitpunkt herrschte Dun-
kelheit und Nebel mit Sichtweiten um 
100 bis 150 m. Beide Fahrzeuge fuhren 
mit Radar.
TMS »Renate« wollte in Weißenthurm 
anlegen und fuhr aus diesem Grund mit 
zunächst geringer Geschwindigkeit am 
linksrheinischen Fahrrinnenrand zu Tal 
Weil alle Anlegestellen belegt waren ent-
schloss Schiffsführer H sich, rechtsrhei-
nisch im Neuwieder Stromarm vor Anker 
zu gehen. Er, fuhr deshalb weiter am grü-
nen Tonnenstrich talwärts, um unterhalb 
des Weißenthurmer Werthes über Steu-
erbord aufzudrehen.
Beim Passieren der Straßenbrücke Wei-
ßenthurm-Neuwied (Rheinkilometer 
607,7) bemerkte Schiffsführer H auf dem 
Tresco-Bildschirm in ca. 1.500 m Entfer-
nung einen Bergfahrer (MS »Dundee«), 
den er in der Folgezeit über Funk an-
sprach und um eine Begegnung Steuer-
bord an Steuerbord bat, weil er unterhalb 
des Weißenthurmer Werthes aufdrehen 
wolle. Wie oft Schiffsführer H den Berg-
fahrer ansprach und wann und wie die-
ser reagierte, ist streitig.
Nach der Darstellung der Partei »Rena-
te« sprach Schiffsführer H den Bergfah-
rer insgesamt viermal an, wobei drei An-
sprachen unbeantwortet blieben. Erst 
auf die vierte Ansprache habe MS »Dun-
dee« geantwortet, dass die Begegnung 
Backbord an Backbord stattfinden solle, 
was bei einem Abstand Bug zu Bug von 
nur noch 80 bis 100 m nicht mehr durch-
führbar gewesen, sei.
Die Partei »Dundee« behauptet demge-
genüber, Schiffsführer Y habe den Tal-
fahrer als erster und sofort angespro-
chen, als er diesen in einer Entfernung 
von etwa 1.150 m auf dem Radarbild-
schirm wahrgenommen habe, und als 
Bergfahrer die dort übliche Begegnung 
Backbord an Backbord verlangt Der Tal-
fahrer habe dem allerdings widerspro-
chen Schiffsführer Y habe dann aber un-
missverständlich klargemacht, dass er 
als Bergfahrer die Kursweisung ertei-
le und bei der Begegnung Backbord an 
Backbord bleibe.
TMS »Renate« fuhr weiter am grünen 
Tonnenstrich zu Tal. MS »Dundee«, das 
bis dahin etwa in der Strommitte ge-
fahren war, verlegte seinen Kurs nach 
Steuerbord, als die Fahrzeuge sich auf 
etwa 300 m Kopf zu Kopf genähert hat-
ten Gleichzeitig steuerte Schiffsführer 
H über den grünen Tonnenstrich hinaus 
nach Backbord um MS ‚Dundee« auszu-
weichen Bei Rheinkilometer 608,7 kolli-

dierten die Schiffe dergestalt, dass MS 
»Dundee« in einem Winkel von ca. 60° 
mit dem Bug gegen die Steuerbordseite 
des TMS »Renate« stieß.
Beide Seiten halten die jeweils andere für 
allein verantwortlich. Die Klägerin hat be-
antragt,
die Beklagten als Gesamtschuldner zu 
verurteilen, an sie 184.377,57  € sowie 
2.912,00  € vorgerichtliche Anwaltskos-
ten, jeweils nebst Zinsen in Höhe von 
5 Prozentpunkten über dem Basiszins-
satz seit 1. Mai 2017 zu zahlen.
Die Beklagten haben beantragt, die Kla-
ge abzuweisen.
Sie haben den geltend gemachten Scha-
den auch der Höhe nach teilweise be-
stritten und geltend gemacht, ein Pri-
vatgutachten zur Unfallursache sei nicht 
erforderlich gewesen und der Nutzungs-
ausfall um zwei Tage übersetzt.
Das Rheinschifffahrtsgericht hat die Be-
satzungsmitglieder beider Schiffe und 
den Zeuge V – Schiffsführer des vor 
TMS »Renate« zu Tal fahrenden MS »Ka-
tharos« – in dem Verklarungsverfahren 
4 UR II 1/16 BSch als Zeugen vernommen 
und zum Unfallhergang ein schriftliches 
Sachverständigengutachten eingeholt, 
das der Sachverständige B in der münd-
lichen Verhandlung erläutert hat.
Mit Urteil vom 25. Oktober 2018 hat das 
Rheinschifffahrtsgericht der Klage im 
Wesentlichen zu 2/3 stattgegeben, die 
Beklagten als Gesamtschuldner zur Zah-
lung von 117.579,88 € sowie 2.166,50 € 
vorgerichtlichen Rechtsanwaltsgebüh-
ren, jeweils nebst Zinsen in Höhe von 
5 Prozentpunkten über dem Basiszins-
satz seit 1. Mai 2017, verurteilt und die 
weitergehende Klage abgewiesen.
Zur Begründung hat es im Wesentlichen 
ausgeführt:
Die Beklagten hafteten für den der Par-
tei »Renate« entstandenen Schaden ge-
samtschuldnerisch gemäß §§ 2, 3, 92 ff. 
BinSchG, §§ 823 Abs. 1, 840 BGB zu 2/3, 
während der Talfahrer »Renate« für den 
Unfall zu 1/3 verantwortlich sei.
Der Bergfahrer habe entgegen 
§ 6.32 Nr. 2 RheinSchPV keine rechtzeiti-
ge Absprache über Funk getroffen, weil 
er auf mehrfaches Anrufen der Talfahrt 
nicht reagiert habe. Dies ergebe sich zur 
Überzeugung des Gerichts aus der Zeu-
genvernehmung im Verklarungsverfah-
ren. Sowohl Schiffsführer H als auch die 
drei weiteren Besatzungsmitglieder des 
TMS »Renate« hätten übereinstimmend 
und glaubhaft bekundet, dass Schiffsfüh-
rer Y erst auf die vierte Funkansprache 
Schiffsführer Hs reagiert und dann eine 
Begegnung Backbord an Backbord ver-
langt habe, obwohl es dafür bereits viel 
zu knapp gewesen sei.
Der unabhängige Zeuge V habe tenden-
ziell eher die Richtigkeit der Aussagen 
der Zeugen von TMS »Renate« bestä-
tigt. Nach seinen Angaben sei die Kon-
taktaufnahme wegen der Art der Begeg-
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nung von TMS »Renate« und nicht von 
der Bergfahrt ausgegangen. Sinngemäß 
habe der Zeuge darüber hinaus bestä-
tigt, dass es mehrere Funksprüche ge-
geben habe, die Schiffsführer H in Rich-
tung des Bergfahrers gesendet habe. Der 
Zeuge V habe so objektiv gewirkt, dass 
seiner Aussage bei der Gewichtung des 
Wahrheitsgehalts der Angaben der Zeu-
gen aus dem Lager des Talfahrers und 
dem Lager des Bergfahrers die entschei-
dende Bedeutung beizumessen sei.
Die Bekundung des Zeugen V, er habe 
später im Funk noch einiges gehört, be-
deute einerseits, dass es zur Frage der 
Begegnung mehrere Funksprüche von 
Schiffsführer H ausgehend in Richtung 
des Schiffsführers Y gegeben habe, 
und andererseits, dass die Aussage des 
Schiffsführers Y, der erste Funkkontakt 
zu TMS »Renate« sei von ihm ausgegan-
gen, falsch sei.
Unrichtig sei auch die weitere Behaup-
tung des Schiffsführers Y, er sei paral-
lel zum linken Fahrrinnenrand mit einem 
Abstand von etwa 3 m von den grünen 
Tonnen gefahren. Der Sachverständige 
B habe nämlich durch Auswertung der 
ECDIS-Daten beider Schiffe festgestellt, 
dass der Bergfahrer zunächst etwa fluss-
mittig gefahren sei und erst bei Rheinki-
lometer 608,8 das Ruder stark nach Steu-
erbord gelegt habe. Aus Anlage 38 zu 
dem Sachverständigengutachten ergebe 
sich ferner, dass die von Schiffsführer Y 
im Verklarungsverfahren skizzierte Kolli-
sionsposition unzutreffend sei; Schiffs-
führer Y habe nämlich MS »Dundee« pa-
rallel zum Fahrrinnenrand eingezeichnet, 
obwohl es ebenso wie der Talfahrer eine 
Winkelposition von geschätzten 450 ein-
genommen habe Bei dieser Sachlage 
könne auch nicht von der Behauptung 
Schiffsführer Ys ausgegangen werden, 
er habe kurz vor der Kollision noch ein 
Schallsignal gesetzt auch wenn dies von 
dem Zeugen Gonzales (Besatzungsmit-
glied des MS »Dundee«) bestätigt wor-
den sei, denn dieser habe hinsichtlich der 
Position des Schiffs ebenso gelogen wie 
Schiffsführer Y.
Bei einer Gesamtschau dieser Argumen-
te ergebe sich, dass Schiffsführer Y sich 
viel zu spät auf die Funksprüche des Tal-
fahrers gemeldet habe. Er habe erst auf 
den vierten Funkspruch des Schiffsfüh-
rer H reagiert wie dies auch von der Be-
satzung des TMS Renate insbesonde-
re von dem Zeugen A, bestätigt worden 
sei. Bringe man dies mit den visualisier-
ten Schiffspositionen in den Anlagen 
zum Gutachten des Sachverständigen B 
in Einklang so ergebe sich, dass Schiffs-
führer H den ersten Funkspruch abge-
setzt habe, als sich TMS Renate« mit dem 
Bug etwa bei Rheinkilometer 607,9 und 
MS »Dundee« mit dem Bug bei Rheinki-
lometer 609,2 befunden hätten bei einem 
Abstand Bug zu Bug von ca. 1.300 m. Als 
der Talfahrer sich mit dem Führerhaus 

etwa in Hohe der rot/grünen Trennungs-
tonne bei Rheinkilometer 608,2 befunden 
habe, zeige Anlage 17 des Sachverstän-
digengutachtens den Bug des Talfahrers 
etwa bei Rheinkilometer 608,3 und den 
Bug des Bergfahrers bei Rheinkilometer 
609,0. Zu diesem Zeitpunkt habe Schiffs-
führer H bereits den dritten Funkspruch 
abgesetzt. Den vierten Funkspruch habe 
Schiffsführer H abgesetzt, als er die Kurs-
änderung des Bergfahrers nach Steuer-
bord bemerkt habe, die andeutungswei-
se auf dem Bild Anlage 27 und besser 
noch auf Anlage 28 zum Sachverständi-
gengutachten zu erkennen sei. Die Ent-
fernung der Schiffe Bug zu Bug habe hier 
maximal noch 300 m betragen. Nach den 
Ausführungen des Sachverständigen 
sei diese Situation für eine gefahrlose 
Begegnung Steuerbord an Steuerbord 
schon kritisch gewesen, weil der Berg-
fahrer eine Steuerbordruderlage einge-
nommen gehabt habe und aus dieser 
Position einige Zeit benötigt hätte, um in 
eine Backbordposition zu fahren.
Jedenfalls belegten diese Überlegungen, 
dass es bei der vierten Ansprache durch 
Schiffsführer H, auf die Schiffsführer Y 
erstmals reagiert habe, für eine gefahrlo-
se Kursänderung schon fast zu spät ge-
wesen sei und die unterbliebene Reaktion 
des Schiffsführers Y auf die Funkanspra-
che des Talfahrers diese Situation verur-
sacht habe. Wenn Schiffsführer Y fluss-
mittig geradeaus weitergefahren wäre, 
ohne Steuerbordruder zu legen, hätte 
die Begegnung gefahrlos Steuerbord an 
Steuerbord stattfinden können.
Somit sei gerade die Kursänderung des 
Bergfahrers für die Kollision ursächlich 
gewesen. Wie die Anlagen 26 und 27 zum 
Sachverständigengutachten zeigten, 
habe Schiffsführer Y sich zu der Kursän-
derung entschlossen, als der Abstand der 
beiden Schiffe Bug zu Bug keine 300 m 
mehr betragen habe was nach den Erläu-
terungen des Sachverständigen für eine 
gefahrlose Begegnung zu spät gewesen 
sei. Durch diese Kursänderung habe der 
Bergfahrer auch gegen § 6.03 Nr. 3 Rhein-
SchPV verstoßen und der Talfahrt unter 
Verstoß gegen § 6.04 Nr. 1 und 2 Rhein-
SchPV keinen geeigneten Weg für die Be-
gegnung frei gehalten.
Schließlich stelle dies alles einen Verstoß 
gegen das allgemeine Rücksichtnahme-
gebot gemäß §  1..04 RheinSchPV dar. 
Wenn Schiffsführer Y früher auf die Funk-
sprüche Schiffsführer Hs reagiert hatte 
wäre die Gefahr problemlos vermeidbar 
gewesen, denn dann hätte sich der Tal-
fahrer zwanglos und in einem angemes-
senen Zeitrahmen auf die gewünsch-
te Begegnung einstellen können. Durch 
seine verspätete Reaktion auf die Funk-
sprüche des Talfahrers und die erkennbar 
zu spät eingeleitete Ausweichbewegung 
nach Steuerbord habe Schiffsführer Y die 
Schiffskollision im Wesentlichen verur-
sacht.

Andererseits sei zu berücksichtigen, dass 
der Talfahrer nach den nachvollziehbaren 
Überlegungen des Sachverständigen B 
ohne Not vor der Begegnung mit dem 
Bergfahrer hätte aufdrehen und in den 
Neuwieder Strom einfahren können. Ge-
rade weil der Bergfahrer sich auf mehrfa-
ches Anrufen nicht gemeldet habe, wäre 
dies im Hinblick auf § 1.04 RheinSchPV 
zur Vermeidung einer Gefahr geboten 
gewesen. Das Aufdrehen vor der Berg-
fahrt wäre weniger gefährlich gewesen, 
weil dadurch ein weiteres Manöver, näm-
lich eine Begegnung bei schlechter Sicht, 
vermieden worden wäre. Auf dem Radar-
bildschirm und den ECDIS-Aufzeichnun-
gen habe der Talfahrer erkennen können, 
dass kein weiteres Schiff im Revier ge-
wesen sei und der Abstand zur Bergfahrt 
etwa 700 m betragen habe, was nach den 
Ausführungen des Sachverständigen 
B für ein gefahrloses Wendemanöver 
ausgereicht hätte.
Der Fahrfehler des Talfahrers sei aller-
dings weniger gravierend als derjenige 
des Bergfahrers, der durch seine Fahr-
weise gegen mehrere gewichtige Vor-
schriften der Rheinschifffahrtspolizeiver-
ordnung verstoßen habe. Die Verletzung 
des allgemeinen Rücksichtnahmegebots 
sei demgegenüber weit weniger gravie-
rend, so dass eine Haftungsquotelung 
von 1/3 zu 2/3 zu Lasten der Beklagten 
sachgerecht erscheine.
Der von der Klägerin geltend gemachte 
Schadensersatzbetrag sei um die Kos-
ten des Privatgutachtens G in Höhe von 
1.819 € zu kürzen, da das Gutachten nicht 
erforderlich gewesen sei. Zu kürzen sei 
ferner der verlangte Nutzungsausfall-
schaden um 6.188,74 € für zwei Tage, 
so dass sich ein Gesamtschaden von 
176.369,83 € ergebe, den die Klägerin zu 
2/3 ersetzt verlangen könne. Ihr seien da-
her 117.579,88 € zuzuerkennen. Die vor-
gerichtlichen Anwaltskosten reduzierten 
sich auf 2.166,50 €. Beide Beträge seien 
ab dem unstreitigen Verzugseintritt ge-
mäß §§ 286, 288 BGB zu verzinsen.
Gegen dieses Urteil haben die Klägerin 
und die Beklagten jeweils mit dem An-
trag auf Entscheidung durch die Beru-
fungskammer der Zentralkommission 
für die Rheinschifffahrt form-und frist-
gerecht Berufung eingelegt und ihre 
Rechtsmittel form- und fristgerecht be-
gründet.
Die Klägerin verfolgt die Klageforderung 
im Umfang der Teilabweisung durch das 
Rheinschifffahrtsgericht weiter und trägt 
zur Begründung im Wesentlichen vor:
Der Auffassung des Rheinschifffahrtsge-
richts, TMS »Renate« hätte vor der Begeg-
nung mit der Bergfahrt aufdrehen und in 
den Neuwieder Stromarm einfahren müs-
sen, könne nicht gefolgt werden. Ein sol-
ches Manöver sei angesichts der Sicht-
verhältnisse nicht ungefährlich und in 
Anbetracht der ursprünglichen Kurse für 
die anstehende Begegnung auch nicht 
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erforderlich gewesen. Zudem hätte TMS 
»Renate« sich durch ein Wendemanöver 
zu der bereits zweimal über Funk geäu-
ßerten Bitte um eine Begegnung Steuer-
bord an Steuerbord in Widerspruch ge-
setzt. Erkennbar problematisch sei die 
anstehende Begegnung erst dann ge-
worden, als MS »Dundee« bei einer Ent-
fernung Bug zu Bug von etwa 290 m den 
Kurs nach Steuerbord geändert habe. Zu 
diesem späten Zeitpunkt habe der Talfah-
rer »Renate« nur noch als Manöver des 
letzten Augenblicks nach Backbord aus 
der Fahrrinne herausfahren können, um 
ins flache Fahrwasser auszuweichen. Es 
sei daher nicht gerechtfertigt, dem Tal-
fahrer »Renate« ein Mitverschulden vor-
zuwerfen, und jedenfalls unverhältnismä-
ßig, ein solches mit 1/3 zu bewerten.
Zur Schadenshöhe habe das Rheinschiff-
fahrtsgericht zu Unrecht den Klägervor-
trag unberücksichtigt gelassen, dass 
die Begutachtung des Unfalls durch das 
Sachverständigenbüro G schon vor der 
Einleitung des Verklarungsverfahrens 
und auf Weisung des Befrachters in Auf-
trag gegeben worden sei, um den Scha-
den so gering wie möglich zu halten.
Die Kürzung des Nutzungsausfalls 
um zwei Tage sei nicht gerechtfertigt. 
Das Nachmessen und Ausrichten der 
Hauptmaschine sei erst möglich gewe-
sen, nachdem das Schiff von der Hel-
ling wieder zu Wasser gelassen wor-
den sei und die durch das Schweißen 
im Rumpf entstandenen Spannungen 
sich im Wasser gegeben hatten Das 
Rheinschifffahrtsgericht habe den Vor-
trag der Klägerin übergangen, dass 
die Klassifizierungsgesellschaft erst 
nach Ausführung auch dieser Arbeiten 
die eingezogenen Papiere wieder 
ausgehändigt und die Erlaubnis zur 
Weiterfahrt erteilt habe.
Die vorgerichtlichen Anwaltsgebühren 
habe das Rheinschifffahrtsgericht feh-
lerhaft berechnet. Sie beliefen sich bei 
einem Streitwert von 117.579,88 € auf 
2.402 €.
Die Klägerin beantragt,
das angefochtene Urteil teilweise zu 
ändern und die Beklagten als Gesamt-
schuldner zu verurteilen, an die Kläge-
rin weitere 66.797,69  € sowie weitere 
745,50 € vorgerichtliche Rechtsanwalts-
gebühren, jeweils nebst Zinsen in Höhe 
von 5 Prozentpunkten über dem Basis-
zinssatz seit dem 1. Mai 2017, zu zahlen.
Die Beklagten beantragen,
das angefochtene Urteil teilweise zu än-
dern, die Klage in vollem Umfang abzu-
weisen und die Berufung der Klägerin zu-
rückzuweisen.
Sie beanstanden die Beweiswürdigung 
des Rheinschifffahrtsgerichts im Einzel-
nen und sehen insbesondere durch die 
Angaben des Zeugen V die eigene Schil-
derung des Unfallgeschehens und die 
Aussage des Schiffsführers Y bestätigt. 
Im Übrigen bestreiten sie das Vorbringen 

der Klägerin und machen im Wesentlichen 
geltend:
Bei Zugrundelegung der – bestrittenen – 
Darstellung der Klägerin sei die Auffas-
sung des Rheinschifffahrtsgerichts zu-
treffend, die Schiffsführung des TMS 
»Renate« hätte rechtzeitig vor der Begeg-
nung mit der Bergfahrt über Steuerbord 
wenden und in den Neuwieder Stromarm 
einfahren müssen. Denn wenn MS »Dun-
dee« auf wiederholte Funkdurchsagen 
nicht reagiert hätte, hätte für die Schiffs-
führung des Talfahrers eine unklare und 
damit gefährliche Situation bestanden, 
die eine sofortige Reaktion erfordert hätte.
Die Klägerin beantragt,
die Berufung der Beklagten zurückzuwei-
sen.

Entscheidungsgründe
Die Berufungen der Klägerin und der Be-
klagten sind zulässig. In der Sache füh-
ren sie zur Aufhebung des erstinstanzli-
chen Urteils und zur Zurückverweisung 
der Sache an das Rheinschifffahrtsge-
richt zu neuer Entscheidung.
Das angefochtene Urteil beruht, wie die 
Beklagten mit ihrer Berufung zu Recht 
geltend machen, hinsichtlich der zen-
tralen Frage der Haftungsverteilung 
auf einer Beweiswürdigung des Rhein-
schifffahrtsgerichts, die auf erhebliche 
Bedenken stößt.
Die Gewichtung der Verursachungsbei-
träge und des jeweiligen Verschuldens 
der beteiligten Schiffsführer hängt ent-
scheidend davon ab, wie sich der Funk-
verkehr zur Absprache der Begegnung 
gestaltete. Die Angaben der Parteien zu 
dieser Frage stimmen nur darin überein, 
dass der Schiffsführer des zu Tal fah-
renden TMS »Renate« um eine Begeg-
nung Steuerbord an Steuerbord bat, der 
Schiffsführer des Bergfahrers MS »Dun-
dee« dagegen eine Begegnung Backbord 
an Backbord verlangte. Völlig kontrovers 
sind dagegen die beiderseitigen Darstel-
lungen des Funkverkehrs im Einzelnen.
Auch die Aussagen der hierzu im Ver-
klarungsverfahren vernommenen Zeu-
gen beider Lager widersprechen einan-
der in den entscheidenden Punkten. Die 
Besatzungsmitglieder des TMS »Rena-
te« haben im Kern übereinstimmend be-
kundet, Schiffsführer H habe den ersten 
Funkspruch abgesetzt, den Bergfahrer 
insgesamt viermal angesprochen und 
erst beim vierten Mal eine Antwort – die 
Kursweisung Backbord an Backbord – er-
halten, als es dafür zu spät gewesen sei.
Schiffsführer Y von MS »Dundee« hat 
dagegen ausgesagt, er habe den Talfah-
rer als erster angesprochen und eine Be-
gegnung Backbord an Backbord verlangt, 
als der Abstand der Schiffe 500 bis 600, 
vielleicht auch 800 m betragen habe, und 
die Kursweisung noch einmal bekräftigt, 
nachdem der Talfahrer widersprochen 
und eine Begegnung Steuerbord an Steu-
erbord gefordert habe.

Einziger unbeteiligter Zeuge ist der Zeu-
ge Van der Vilet, der Schiffsführer des 
MS »Katharos«, der den Funkverkehr 
vor der Kollision wie folgt wiedergege-
ben hat:
»Renate« fragte ein anderes Schiff, wie 
man sich begegnen könnte bzw. sie bat um 
eine bestimmte Begegnung. Wie die Be-
gegnung sein sollte, habe ich nicht mehr 
in Erinnerung. Das andere Schiff sagte 
aber nein, die Begegnung müsse so und 
so stattfinden. Darüber gab es dann einen 
Streit. Das habe ich gehört und dann war 
es auf einmal still und kurz danach muss 
es zur Kollision gekommen sein.«
Bei der vorausgegangenen Vernehmung 
durch die Wasserschutzpolizeiwache 
Duisburg hat der Zeuge seine Wahrneh-
mungen wie folgt geschildert:
»Ich war bereits an der TMS »Rena-
te« vorbei, da hörte ich, wie dieser sich 
über Funk mit einem anderen Bergfah-
rer über die Vorbeifahrt auseinandersetz-
te. Der Bergfahrer sagte daraufhin »nein, 
das mache ich nicht, ich fahre so wie es 
die Bergfahrt will.« Dann hörte ich nichts 
mehr. Irgendwie wollte die TMS »Rena-
te« auch noch drehen, aber so genau 
weiß ich es nicht. Man hat dann am Funk 
viel gestritten.«
Diese Angaben hat der Zeuge bei seiner 
Vernehmung im Verklarungsverfahren 
auf Vorhalt als richtig bestätigt.
Das Rheinschifffahrtsgericht hat der Aus-
sage des Zeugen V entscheidende Be-
deutung beigemessen und sie wie folgt 
gewürdigt und seinem Urteil zugrunde 
gelegt:
‚Der Zeuge V ... bestätigte ... die Aussa-
ge der Zeugen des Talfahrers, dass die 
Kontaktaufnahme wegen der Art der Be-
gegnung von TMS »Renate und nicht wie 
von (Sf Y) behauptet, von ihm ausging. 
Sinngemäß bestätigte der Zeuge V dar-
über hinaus, dass es mehrere Funksprü-
che gab, die der Zeuge H in Richtung des 
Bergfahrers sendete.
Wenn der Zeuge V dann sagte, dass er 
später im Funk noch einiges gehört hät-
te, so bedeutet dies ...‚ dass es durchaus 
mehrere Funksprüche von dem Zeugen 
H ausgehend in Richtung des (Sf Y) ge-
geben hat zu der Frage, wie man sich be-
gegnen könne.
Daraus folgert das Rheinschifffahrtsge-
richt:
dass es bei der vierten Ansprache durch 
den Zeugen H, auf welche der (Sf Y) erst-
mals reagierte, für eine gefahrlose Kurs-
änderung schon fast zu spät war und die 
unterbliebene Reaktion des (Sf Y) auf die 
Funkansprache des Talfahrers diese Situ-
ation verursacht hat.
Hätte (Sf Y) früher auf die Funksprüche 
des Zeugen H reagiert, wäre die aufge-
tretene Gefahr problemlos zu vermeiden 
gewesen ... Durch seine verspätete Reak-
tion auf die Funksprüche des Talfahrers ... 
hat (Sf Y) die Schiffskollision im Wesent-
lichen verursacht.«
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Diese Beweiswürdigung vermag die Be-
rufungskammer sich nicht anzuschlie-
ßen. Die oben wiedergegebene Aussage 
des Zeugen V gibt nichts für die Feststel-
lung her, Schiffsführer Y habe auf die ers-
ten drei Funkdurchsagen des TMS »Re-
nate« nicht geantwortet und erst auf die 
vierte Ansprache (und damit unfallur-
sächlich zu spät) reagiert. Der Zeuge V 
hat vielmehr ausgesagt, es habe nach 
dem »nein« des Bergfahrers einen Streit 
über die Frage der Begegnungsweise ge-
geben, man habe am Funk viel gestritten.
Dem protokollierten Inhalt der Aussage 
des Zeugen V ist daher gerade nicht zu 
entnehmen, dass es lediglich mehrere 
unbeantwortet gebliebene Funkdurch-
sagen des Schiffsführers H an die Berg-
fahrt gegeben habe und dass der Berg-
fahrer erst auf die letzte Funkansprache 
reagiert habe, als es für eine Kursände-
rung zu spät gewesen sei.
Auch den Berufungsangriffen der Klägerin 
hält das angefochtene Urteil nicht stand. 
Die Auffassung des Rheinschifffahrtsge-
richts, der Klägerin sei eine schuldhafte 
Pflichtverletzung der Schiffsführung des 
TMS »Renate« deswegen zuzurechnen, 
weil Schiffsführer H nicht schon vor der 
anstehenden Begegnung mit dem Berg-
fahrer aufgedreht hat, ist abzulehnen. Ein 
solches Manöver mag in Anbetracht des 
Abstands und der gefahrenen Geschwin-
digkeiten der beiden Fahrzeuge gefahr-
los möglich gewesen sein, wie das Rhein-
schifffahrtsgericht im Einklang mit den 
Ausführungen des Sachverständigen B 
angenommen hat. Eine Pflicht der anste-
henden Begegnung mit der Bergfahrt auf 
diese Weise aus dem Weg zu gehen, lässt 
sich indessen nicht begründen. Sie lässt 
sich entgegen der Auffassung des Rhein-
schifffahrtsgerichts auch nicht aus der 
nach § 1.04 RheinSchPV gebotenen allge-
meinen Sorgfaltspflicht herleiten. Die be-
vorstehende Begegnung zweier Schiffe 
auf dem Rhein ist generell keine Gefah-
rensituation, die nach allgemeiner Sorg-
faltspflicht ein Verlassen der Fahrrinne 
gebieten könnte. Das ist auch bei schlech-
ter Sicht nicht anders. Welche Vorsichts-
maßnahmen zur Verhütung von Unfällen 
bei schlechter Sicht geboten sind, ergibt 
sich für – wie hier – mit Radar fahrende 
Fahrzeuge aus den erhaltensregeln des 
§  6.32 RheinSchPV, deren Einhaltung 
auch bei unsichtigem Wetter eine Kol-
lisionsgefahr so weit wie möglich aus-
schließt. Geregelt sind dort auch die Ver-
haltenspflichten für den Fall, dass eine 
Begegnungsabsprache über Funk nicht 
zustande kommt. Hiernach muss ein 
Schiff in der Radarfahrt, wenn mit den 
entgegenkommenden Fahrzeugen kein 
Sprechfunkkontakt zustande kommt, ei-
nen »langen Ton« geben, der so oft wie 
notwendig zu wiederholen ist, sowie 
seine Geschwindigkeit vermindern und, 
falls nötig, anhalten (§ 6.32 Nr. 2 Buchst. 
d RheinSchPV). Besondere Umstände, 

die über diesen Pflichtenkatalog hinaus 
eine Pflicht zum Aufdrehen und Verlas-
sen der Fahrrinne zur Vermeidung der 
mit einer Begegnung verbundenen Ge-
fahren begründen könnten, sind weder 
festgestellt noch vorgetragen worden 
und auch nicht ersichtlich.
Nach alledem kann das angefochtene 
Urteil mit der gegebenen Begründung 
keinen Bestand haben. Zu einer eige-
nen abschließenden Entscheidung des 
Rechtsstreits sieht sich die Berufungs-
kammer nicht in der Lage.
Die Berufungskammer ist aus prozessua-
len Gründen gehindert, ihrer Beurteilung 
ein von der Beweiswürdigung des Rhein-
schifffahrtsgerichts abweichendes Ver-
ständnis der Aussage des Zeugen V zu-
grunde zu legen.
Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs, der die Berufungs-
kammer folgt, muss das Berufungsge-
richt, wenn es die Bekundung eines Zeu-
gen anders verstehen oder würdigen 
will als die Vorinstanz, die Zeugenver-
nehmung wiederholen (z. B. BGH, Ur-
teil vom 19. 2. 1998 – 1 ZR 20/96: »Eine 
erneute Vernehmung ist nach gefestig-
ter Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs nicht nur dann erforderlich, wenn 
das Berufungsgericht die Glaubwürdig-
keit eines Zeugen anders beurteilen will, 
sondern auch dann, wenn es die proto-
kollierte Aussage anders verstehen oder 
würdigen will als die Vorinstanz.«). Da die 
protokollierte Aussage des Zeugen V da-
gegen spricht, dass Schiffsführer Y erst 
auf die vierte Ansprache des Talfahrers 
reagierte, bestehen zugleich Zweifel an 
der Glaubhaftigkeit der Aussagen der Be-
satzungsmitglieder des TMS »Renate, die 
dies übereinstimmend bekundet haben 
und für deren Glaubhaftigkeit das Rhein-
schifffahrtsgericht gerade die Aussage 
des Zeugen V ins Feld führen will. Dies 
wiederum führt dazu, dass die gesamte 
Beweisaufnahme wiederholt und die Be-
weise von Grund auf neu gewürdigt wer-
den müssen. Hierzu kann die Berufungs-
kammer die Sache an das Gericht erster 
Instanz zur neuen Entscheidung zurück-
verweisen (Art. 24 Abs. 3 der Verfahrens-
ordnung). Von dieser Möglichkeit macht 
die Berufungskammer Gebrauch.
Die neue Entscheidung setzt zunächst 
eine weitere Sachaufklärung hinsicht-
lich der Frage voraus, zu welchem Zeit-
punkt und in welcher Position Schiffsfüh-
rer H die Kursweisung des Bergfahrers 
für die anstehende Begegnung empfan-
gen hat. Dazu wird es erforderlich sein, 
den Zeugen V nach den Einzelheiten (In-
halt, Dauer, Anzahl der gewechselten 
Funkdurchsagen) des von ihm erwähn-
ten Streits der beteiligten Schiffsführer 
zu befragen und die Besatzungsmitglie-
der des TMS »Renate« mit diesen Anga-
ben zu konfrontieren.
Vom Ergebnis der neuen Beweiser-
hebung und Beweiswürdigung wird 

es abhängen, ob dem Schiffsführer 
des MS »Dundee« ein Verstoß gegen 
§ 6.32 Nr. 2 und gegen § 6.03 Nr. 3 so-
wie § 6.04 Nr. 1 RheinSchPV anzulasten 
ist. Sollte die erneute Beweiswürdigung 
nicht ergeben, dass die Kursweisung 
für eine Begegnung Backbord an Back-
bord erst so spät erfolgte, dass eine sol-
che Begegnung nicht mehr durchführ-
bar war – die Beweislast dafür trägt der 
Talfahrer (Urteil der Berufungskammer 
vom 18. September 2013-479 Z) -‚ kann 
die Verlegung des Kurses des MS »Dun-
dee« nach Steuerbord nicht als unzuläs-
sige Kursänderung qualifiziert werden. 
Sollte bei erneuter Beurteilung nicht aus-
zuschließen sein, dass der Schiffsführung 
des TMS »Renate« nach dem Empfang der 
Kursweisung noch ausreichend Zeit und 
Raum für die Durchführung der gewiese-
nen Begegnung verblieb, hätte dem Tal-
fahrer ein geeigneter Weg für die gewie-
sene Begegnung Backbord an Backbord 
offen gestanden, den der Steuerbordkurs 
des Bergfahrers nicht eingeschränkt, son-
dern im Gegenteil noch vergrößert hätte.
Bei der erneuten Beurteilung und Ge-
wichtung der Verursachungsbeiträge 
und des jeweiligen Verschuldens der be-
teiligten Schiffsführer wird schließlich 
auch zu prüfen sein, wie das Verhalten 
des Talfahrers zu werten ist, der sich der 
Bergfahrt am linksrheinischen Fahrrin-
nenrand mit hoher Geschwindigkeit nä-
herte, ohne – nach den eigenen Angaben 
der Klägerin – auf mehrfache Funkan-
sprache das Einverständnis des Bergfah-
rers mit einer Begegnung Steuerbord an 
Steuerbord erreicht zu haben.
Das Rheinschifffahrtsgericht wird in seine 
Beurteilung ferner die Tatsache einzube-
ziehen haben, dass nach den Ausführun-
gen des Sachverständigen B zur Erläute-
rung seines Gutachtens eine Begegnung 
Backbord an Backbord noch gefahrlos 
möglich gewesen wäre, wenn TMS »Re-
nate« in der aus Anlage 29 zum Sachver-
ständigengutachten ersichtlichen Positi-
on Steuerbordruder gelegt hätte.
Bei der neuen Entscheidung wird das 
Rheinschifffahrtsgericht schließlich Ge-
legenheit haben, sich mit dem Berufungs-
vorbringen der Parteien zur Erstattungs-
fähigkeit der Kosten des Privatgutachtens 
G, zur Dauer des Nutzungsausfalls und 
zur Höhe der vorgerichtlichen Rechtsan-
waltskosten zu befassen.
IV.
Aus den dargelegten Gründen wird daher 
für Recht erkannt:
Auf die Berufungen der Klägerin und 
der Beklagten wird das Urteil des Amts-
gerichts – Rheinschifffahrtsgerichts 
– St. Goar vom 25. Oktober 2018 – 4 C 
2/17 BSchRh – aufgehoben.
Die Sache wird zu neuer Entscheidung, 
auch über die Kosten des Berufungsver-
fahrens, an das Rheinschifffahrtsgericht 
zurückverwiesen.
Die Gerichtskanzlerin
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